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Samtgemeinde Sitzungsvorlage Nr. 

Land Hadeln
Äffentlich nicht Äffentlich

Betreff: Antrag der SPD/BÅndnis 90/Die GrÅnen-Fraktion zur Abschiebung der Familie 
Meta

zur               zur         zum
Kennt.           Empf.           Beschluss

Fachbereich: 1 Samtgemeindeausschuss

Bearb./in: Herr 
Schwanemann

Samtgemeinderat

Datum: 19.1.2012

SB FBLHaushaltsmittel:
Haushaltsmittel stehen zur VerfÅgung ja              nein
Haushaltsmittel kÄnnen wie folgt zur VerfÅgung gestellt werden: 

Bericht

Die SPD/BÅndnis 90/Die GrÅnen-Gruppe hat in der Sitzung des Rates der 
Samtgemeinde am 20. Dezember 2011 einen Antrag zur Verabschiedung einer 
Resolution hinsichtlich der Abschiebung der Familie Meta angekÅndigt und einen 
Entwurfstext der Resolution an die Ratsmitglieder ausgehÇndigt sowie eine 
Unterschriftenliste verteilt.

Am 19. Januar ist der zu beschlieÉende Antrag der Gruppe zur Verabschiedung einer 
Resolution eingegangen.

Der Beschlussvorschlag sowie die BegrÅndung des Antrags sind nachfolgend 
dargestellt: 

„Der Samtgemeinderat Land Hadeln m�ge beschlie�en:  

1. 
Die Samtgemeinde Land Hadeln bittet den Landkreis Cuxhaven, die Landesregierung 
und die Bundesregierung, die bisherige Abschiebepraxis bei Roma und Ashkali zu 
�berpr�fen. 

2. 
Die zum Jahresende 2011 ausgelaufene Bleiberechtsregelung bezogen auf einen festen 
Stichtag sollte um eine fortlaufende Regelung erg�nzt werden, die ab einer gewissen 
Aufenthaltsdauer den Fl�chtlingen die M�glichkeit auf ein Bleiberecht gilt. Soziale und 
humanit�re Gesichtspunkte m�ssten im Rahmen einer Sozialklausel insbesondere bei 
kranken und traumatisierten Menschen ber�cksichtigt werden; Familien mit 
schulpflichtigen Kindern muss die Chance gegeben werden, die Kinder ihre 
Ausbildungen abschlie�en zu lassen.  

150/1



2

3. 
Familien d�rfen nicht auseinandergerissen werden. Abschiebungstermine m�ssen 
vorher angek�ndigt werden, um den betroffenen Gelegenheit zu geben, ihre Sachen zu 
packen und sich von ihren Freundinnen und Freunden zu verabschieden.

4.
Aufgrund der geschichtlichen Verantwortung Deutschlands muss f�r langj�hrig hier 
lebende Roma-Fl�chtlinge ein sicherer Aufenthalt erm�glicht werden. 

5. 
Der Samtgemeinderat Land Hadeln bittet die Landesregierung die Situation der Familie 
Meta erneut zu pr�fen und unter Ber�cksichtigung des etwa 10-j�hrigen Aufenthalts 
sowie der erbrachten Integrationsleistungen – wie im Falle der Familie Nguyen – der 
Wiedereinreise nach � 22 AufenthG zuzustimmen.  

Begr�ndung: 

Mit Best�rzung mussten wir erfahren, dass in der Nacht auf den 7. Dezember 2011 eine 
gut integrierte Familie aus dem Kosovo in einer buchst�blichen "Nacht und Nebel-
Aktion" aus ihrer Wohnung gerissen und abgeschoben wurde. Eine Familie mit 6 
Kindern, das j�ngste nur 8 Jahre alt, erlebte einen Albtraum - gleich einer Entf�hrung -, 
der in einer fremden und chancenlosen Umgebung eine harte, reale Fortsetzung nimmt. 

Im Jahr 2001 kam die Familie Meta auf ihrer Flucht vor nationalistischer und 
rassistischer Unterdr�ckung in die Bundesrepublik Deutschland. Das Ehepaar Meta 
hatte damals f�nf Kinder im Alter von ein bis neun Jahren. Ihr Asylantrag wurde 
abgelehnt, denn die Zugeh�rigkeit zu einer Volksgruppe, die systematisch diskriminiert 
wird, reicht meist nicht f�r eine Asylanerkennung. Auch der Versuch, f�r das j�ngste, in 
Deutschland geborene Kind eine asylrelevante Gef�hrdung im Fall einer Abschiebung 
anzuerkennen blieb erfolglos.   

In den Jahren des unsicheren Aufenthalts, trotz der nervenzehrenden Ungewissheit, 
versuchte die Familie sich in Deutschland einzuleben. Da Frau und Herr Meta keinen 
Anspruch auf einen Sprach- oder Integrationskurs hatten, blieb ihnen die deutsche 
Sprache lange fremd. Herr Meta �bernahm den Hauptteil der Au�enkontakte und 
machte durch die t�glichen Kontakte deutliche Fortschritte im Verstehen und Sprechen.  

Die schwachen Deutsch-Kenntnisse erschwerten Herrn Meta eine Arbeitsaufnahme. 
Au�er wenigen, kurzen Besch�ftigungen, gelang es ihm nicht, eine l�ngerfristige 
Anstellung zu bekommen. Als hohe H�rde wirkte sich immer wieder die st�ndig neu zu 
beantragende dreimonatige Duldung aus, die erfahrungsgem�� fast alle Arbeitgeber 
von einer Einstellung abh�lt. 

Die Kinder sprachen bei Schuleintritt meist noch sehr wenig Deutsch, machten aber 
gro�e Fortschritte. Die Beurteilungen der Schulen vom Herbst / Winter 2011 benennen 
durchweg gute Entwicklungen. Ein Ergebnis, zu dem auch die Eltern beigetragen 
haben, indem sie die Kinder stets zum Schulbesuch anhielten. Die jeweils individuell 
n�tigen Vorstellungen und Begutachtungen begleiteten sie und bei Bedarf sprachen sie 
auch von sich aus die Lehrkr�fte an und baten um Erkl�rungen von Schulmitteilungen. 
In ihren Klassen, im Hort waren die Kinder gern gesehen, was auch in den Briefen und 
Gr��en, den selbstgemalten Bildern der Mitsch�ler und den Fotos der Eltern deutlich 



3

zum Ausdruck kommt.  

Bei Nachbarn und Vermietern hatte Familie Meta einen guten Stand. Zufriedene 
Vermieter, mit der Familie vertraute Nachbarn �u�ern Unverst�ndnis �ber die 
Begr�ndung und Art und Weise der Abschiebung. Die herzliche, freundschaftliche 
Beziehung zu den n�chsten Nachbarn war gewachsen durch gemeinsame 
Schwimmbadbesuche, freiwillige Hausaufgabenbetreuung, gegenseitige Einladungen zu 
gemeinsamen Mahlzeiten. Fast t�glich waren die j�ngeren Meta-Kinder in der Wohnung 
der Nachbarn. 
Einen Rentner versorgte der fr�hliche Sohn Rama mit den ben�tigten Medikamenten 
aus der Apotheke. Im TSV spielte Rama in der Fu�ballmannschaft seines Jahrgangs.

Aus diesen vielf�ltigen, gewachsenen Strukturen wurde die Familie in �u�erst 
unsensibler, die menschlichen Beziehungen v�llig missachtender Weise, 
herausgerissen, ohne die �ber etliche Jahre entstandenen emotionalen Verbindungen 
zu respektieren.  
Auch bei den zur�ckgebliebenen Kindern des Horts und der betroffenen Klassen 
wurden Gef�hle von Unsicherheit, Unverst�ndnis und Ohnmacht ausgel�st. 

Dass die nieders�chsische H�rtefallkommission den Antrag der Familie abgelehnt hat, 
in ihrem Fall eine besondere H�rte zu sehen, ist f�r viele Menschen nicht verst�ndlich. 
�hnlich sachlich und anscheinend nur nach b�rokratischen Vorgabemustern behandelt, 
wurden leider schon zahlreiche Antr�ge von der Kommission abgelehnt. 

Der Antrag des Rechtsanwalts auf Erteilung einer Aufenthaltserlaubnis nach � 25a 
AufenthG wurde im November gestellt. Nach Ansicht des Rechtsanwalts bestand 
berechtigte Aussicht auf Anerkennung der notwendigen Bedingungen: der gelungenen 
Integration. Integration ist vor allem ein Prozess, der immer wieder neue Ergebnisse 
zeitigt, daher m�ssen die neuesten Beurteilungen ein gro�es Gewicht haben. Noch 
bevor der aktuelle Stand der Integration �berpr�ft worden war, wurde die Abschiebung 
eingeleitet. 
Der Rat der Samtgemeinde Land Hadeln kann dieses voreilige Vorgehen nicht 
nachvollziehen.    

Sinti und Roma mussten um ihre Anerkennung als Verfolgte des Naziregimes k�mpfen, 
obwohl ihre Verfolgung und massenhafte Ermordung als „rassisch minderwertiges 
Leben“ zwischen 1933 und 1945 nicht bezweifelt werden kann. 
Und heute? W�hrend des Kosovokrieges und vor allem im Anschluss daran kam es im 
Kosovo zu pogromartigen Ausschreitungen gegen Roma. Armut und Diskriminierung, 
Arbeitslosigkeit von 90 Prozent, Ausschluss von Bildungs- und sozialen 
Sicherungssystemen und �rztlicher Behandlung, sind traurige Gegenwart – von einem 
„Leben in Sicherheit und W�rde“ kann f�r Roma keine Rede sein, und es gibt keinerlei 
Anzeichen, dass sich die Lage der Roma im Kosovo in naher Zukunft verbessern wird. 
Nach wie vor leben Roma im Kosovo am Rande der Gesellschaft. 
Der Menschenrechtskommissar des Europarates, Thomas Hammarberg, sprach sich 
verschiedentlich gegen Abschiebungen aus, da noch lange kein Schutz von 
Minderheiten garantiert sei und eine freie Justiz im jungen Kosovo kaum aufgebaut 
werden konnte. 

Etwa 20.000 der gefl�chteten Roma leben heute in Deutschland, davon ca. 5000 in 
Niedersachsen – fast alle jedoch nur mit einer Duldung. Bis November 2008 hat die UN-
Verwaltung in Kosovo (UNMIK) Abschiebungen von Roma und Serben ins Kosovo 
verhindert. Im Jahr 2009 hat sich die neue kosovarische Regierung unter politischem 
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Druck aus Deutschland und anderen europ�ischen Staaten in einem „R�cknahme-
Abkommen“ bereit erkl�rt, auch Roma-Fl�chtlinge „zur�ckzunehmen“. 
Es steht zu bef�rchten, dass diese Zusage von deutscher Seite benutzt werden soll, um 
viele der geduldeten Roma abzuschieben. 

Es ist unglaubw�rdig, wenn wir zwar den faschistischen V�lkermord an Sinti und Roma 
als Verbrechen brandmarken, - im Bundestag wird jedes Jahr im Dezember an dieses 
Verbrechen erinnert - den Roma jedoch gleichzeitig unseren vorbehaltlosen Schutz 
verweigern. Ein Leben in Sicherheit und W�rde ist im Kosovo f�r Roma praktisch 
unm�glich – daher muss Roma-Fl�chtlingen ein sicherer Aufenthalt in Deutschland 
m�glich sein.“


